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 Gastkommentar

Karl Marx’ Freund Paul Lafargue 
verkündete einst ein Recht auf 
Faulheit, hatten Marx selber und 

die Kommunisten der Nachkriegszeit 
noch «Arbeit für alle» propagiert, so lau-
tet jetzt die Devise «Geld für alle». Eine 
neue sozialromantische Utopie ist auf 
dem Ideenmarkt: Ein Leben auf Kosten 
der Allgemeinheit, es soll in der Schweiz 
zum Normalfall erkoren werden. 

Seit vorletzter Woche beglückt uns 
u.a. der ehemalige Bundesratssprecher 
Oswald Sigg mit einer neuen Umvertei-
lungsidee und stellt uns mit einer neuen 
Volksinitiative paradiesische Zustände 
in Aussicht: «Das bedingungslose Grund-
einkommen soll der ganzen Bevölke-
rung ein menschenwürdiges Dasein und 
die Teilnahme am öffentlichen Leben 
ermöglichen». Freiräume sollen entste-
hen für mehr Flexibilität. Die Wohltäter 
erwarten, dass dann die vom Erwerbs-
druck befreite Gesellschaft erst recht 
aktiv werde, so in den Lebensbereichen 
Kunst, Kultur, der gegenseitigen Fürsor-
ge oder im Umweltschutz: «Der Rohstoff 
des 21. Jahrhunderts ist die Kreativität», 
gibt uns eine Professorin der Hochschu-
le für Künste als Befürworterin zu be-
denken. So dürfen wir nun im Bewusst-
sein leben, dass wir offenbar in einer 
menschenunwürdigen Existenz dahin-
vegetieren und nur gerettet werden 
können durch die bedingungslose Ali-
mentierung von Vater Staat. Aber wird 
das die Stimmung auf dem Golfplatz 
und im Pflegeheim heben? Die leeren 
Stühle in der Oper füllen? Oder doch 
eher die Reisebranche ankurbeln und 
Einkaufszentren auch an Werktagen 
überquellen lassen? 

Der Initiativtext schweigt sich über 
die Höhe des Grundeinkommens aus, 
dieses unterliege der demokratischen 
Entscheidfindung. Fr. 2500.– pro Monat 
sollen es aber schon sein. Für 7,9 Mio. 
Einwohner schlägt das mit Fr. 19,7 Mia. 
pro Monat bzw. Fr. 237 Mia. jährlich zu 
Buche. Für den alleinstehenden Sozial- 
hilfebezüger dürfte jedenfalls mit der  
Lebensrente rund Fr. 350.– mehr her-

ausspringen. Bei Mehrpersonen-Haus-
halten kumuliert sich dann der Betrag 
schon zum lukrativen Faulpelzleben: 
Heute bezieht ein 4-Personenhaushalt 
bei 100%-iger Anhängigkeit bei der Für-
sorge rund Fr. 4300.–, dieser Betrag 
dürfte sich dann verdoppeln, denn eine 
Abstufung für verschiedene Haushalts-
grössen fehlt. 

Wir verfügen in der Schweiz bereits 
über ein verfassungsrechtlich garantier-
tes Grundeinkommen – zu Recht nicht 
bedingungslos; Wer Geld vom Staat will, 
hat sein Anliegen zu belegen. Wie sich 
eine millionenfache leistungslose Ali-
mentierung auswirken würde, steht in 
den Sternen. Mit Sozialhilfe ist jedenfalls 
noch keiner zu mehr Innovation und 
Ausdauer motiviert worden. Arbeitslose 
und Fürsorgeempfänger sehen sich zu 
Bewerbungsschreiben gedrängt, ansons-
ten der Geldhahn zugedreht wird. Eine 
Lebensrente ohne Bedingungen wider-
spricht diesem Geist. Wer soll dann den 
zu verteilenden Kuchen erwirtschaften, 
wenn sich die neue subventionierte Ar-
beitsdemotivation auf die Volkswirt-
schaft niederschlägt und unsere Wert-
schöpfungsmaschinerie ins Stocken 
gerät? So dürfte sich auch der Zuwande-
rungsdruck verstärken, da der neue Geld-
segen jedermann, der sich rechtmässig 
im Land befindet, treffen soll. Keine gu-
ten Aussichten für einen Staat, der schon 
mit falschen Asylbewerbern und Ventil-
klauseln überfordert ist. Die halbe Welt 
könnte sich die Augen reiben und überle-
gen, wie sie in der Schweiz die monatli-
chen Fr. 2500.– abgreifen könnten…

Aber wer möchte später die Wohltä-
ter noch loswerden, selbst wenn wir an 
den Wohltaten zugrunde zu gehen dro-
hen? Wer steht schon auf und wehrt sich 
dagegen, dass er in Watte gepackt, gehät-
schelt und gefüttert wird? Und wenn das 
mal aufhört, sind wir dann nicht schon 
zu verweichlicht, um noch aufzustehen? 
Die verführerische Propaganda, sich mit 
dem Geld der anderen grosszügig zu zei-
gen, wird hiermit auf die Spitze getrie-
ben. Rundherum kämpfen Länder mit 
Arbeitslosenzahlen im zweistelligen Pro-
zentbereich und wir überlegen uns, das 
Nichtstun zu fördern, was schon fast alt- 
römische Züge der Dekadenz annimmt. 
Ist Wohlstand schon so selbstverständ-
lich, dass wir ihn als geschenkten Nor-
malfall erwarten?

Barbara Steinemann
Juristin, Kantonsrätin SVP
Watt

Wer soll unsere Wohlstands-
verwahrlosung bezahlen?

« Ein Leben auf Kosten 
der Allgemeinheit.»
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